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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
EU Europäische Union
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
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SMUV Gewerkschaft Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen (urspr.

Schweizerischer Metall- und Uhrenarbeiterverband)

AVS Assurance-vieillesse et survivants
UE Union européenne
PME petites et moyennes entreprises
USS Union syndicale suisse
SIB Syndicat industrie et bâtiment
Droleg Association faîtière de la légalisation des drogues
ACS Automobile Club de Suisse
TCS Touring Club Suisse
SLP Syndicat du livre et du papier
CSC Confédération des syndicats chrétiens de Suisse (Prédécesseur de

Travail.suisse)
FTMH Syndicat de l'industrie, de la construction et des services (initialement

Fédération suisse des travailleurs de la métallurgie et de l'horlogerie)
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Mit einem weiteren Positionspapier «Perspektiven liberaler Lebensgestaltung»
verabschiedete die FDP verschiedene Postulate zur Gleichstellung der Geschlechter.
Konkret forderte sie den gleichen Zugang von Frauen und Männern zu allen Berufen und
Positionen, die Einführung von Blockzeiten an den Schulen, freiwillige Tagesschulen
sowie flexible Arbeitsformen und Teilzeitarbeit. Ferner trat sie für ein geschlechts- und
zivilstandsunabhängiges Sozialversicherungs- und Steuersystem ein. Die Forderungen
basieren auf einer im Auftrag der FDP erstellten Pilotstudie «Frau und Mann in
Wirtschaft und Gesellschaft der Schweiz». 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.01.1995
EVA MÜLLER

In ihrer Wahlplattform 95 «Die Schweiz muss wieder sozialer werden» sprach sich die
SP gegen die neoliberale Wirtschaftspolitik aus und forderte einen Ausbau des
Sozialstaats über Steuererhöhungen sowie Sparpotentiale, die sie im Strassenbereich,
in der Landwirtschaft, in der Landesverteidigung und im Zivilschutz ortete. Ausserdem
stellte die Partei «14 Thesen gegen die Erwerbslosigkeit» vor, in denen sie in einem
ersten Schritt die 40-Stunden-Woche, mittelfristig die 35-Stunden-Woche anstrebt. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.1995
EVA MÜLLER

Trotz den Bemühungen um ein klares Profil zerfiel die CVP bei der Abstimmung über
das revidierte Arbeitsgesetz - der als Kraftprobe zwischen Unternehmerinteressen und
Arbeitnehmerschutz eine hohe symbolische Bedeutung zukam - in zwei Lager. Während
der wirtschaftsnahe Flügel das Gesetz unterstützte, stiess es beim christlichsozialen
Flügel, bei den CVP-Frauen und bei vielen welschen Delegierten auf Opposition.
Umstritten war dabei insbesondere auch die Sonntagsarbeit, welche als
familienfeindlich taxiert wurde. Mit 120 zu 82 Stimmen beschlossen die Delegierten
schliesslich die Nein-Parole und setzten sich damit der harschen Kritik der anderen
bürgerlichen Parteien aus. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.11.1996
EVA MÜLLER

Ein SP-Positionspapier zur Zukunft des öffentlichen Dienstes wurde am Davoser
Parteitag zwar diskutiert, jedoch zur Überarbeitung an den Vorstand zurückgewiesen,
um einen Streit mit den Gewerkschaften insbesondere bezüglich
Arbeitszeitreduktionen zu verhindern. Das Positionspapier schlägt eine flexible
Reduktion der Wochenarbeitszeit im öffentlichen Dienst von 41 auf 33 Stunden vor. Als
Ausgleich für die Arbeitszeitreduktion um 20% würden die Löhne um durchschnittlich
6% gesenkt, wobei untere Einkommen geschont werden sollen. Damit könnten, so die
Hoffnung der SP-Spitze, bis zu 15'000 Arbeitsplätze geschaffen werden. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.11.1996
EVA MÜLLER

Das gleichzeitig beschlossene Förderungsprogramm zur Halbierung der Arbeitslosigkeit
wurde während zweier Stunden ausgiebig diskutiert. Im Zentrum des Programms
standen Innovationen in die Bildung, die Förderung der KMU, die Sicherung der
öffentlichen Infrastruktur, Arbeitszeitverkürzungen und Beschäftigungsprogramme. 

Einem Antrag der Sektion Lausanne 3, die Strommarktliberalisierung grundsätzlich
nicht gutzuheissen, wurde stattgegeben. Ebendiese Absage an die
Strommarktliberalisierung brachte SP-Frauenpräsidentin Jacqueline Fehr (ZH) auf den
Plan. In einem Brief an die Parteileitung kritisierte sie das planlose und beliebige
Vorgehen der SP im Wahljahr. Der «naive» Strommarkt-Beschluss der Partei sei ein
deutliches Zeichen dafür, dass die Partei die Diskussion um Liberalisierung und
Modernisierung scheue, ausser einem pauschalen Nein jedoch keine Lösungsvorschläge
zustande bringe. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.06.1999
DANIEL BRÄNDLI
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An ihrer Delegiertenversammlung in Winterthur beschloss die SP die Ja-Parole zum
Uno-Beitritt der Schweiz und zur Initiative „für eine kürzere Arbeitszeit“. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.12.2001
MAGDALENA BERNATH

An ihrem Parteitag in Landquart (GR) beschlossen die Delegierten der SVP die Nein-
Parole zur Volksinitiative "für eine kürzere Arbeitszeit". Parteipräsident Ueli Maurer
übte Kritik an der bundesrätlichen Informationspolitik zur UNO-Vorlage, welche die SVP
bereits im November 2001 zur Verwerfung empfohlen hatte. Nach kurzer Diskussion –
Einwände kamen von den Gesundheitsdirektoren der Kantone Aargau und Thurgau und
von Ärzten – beschlossen die SVP-Delegierten einstimmig und ohne Enthaltung, eine
Krankenkasseninitiative vorzubereiten. Die geplante Krankenkasse soll analog zur
Altersvorsorge auf drei Säulen aufbauen: Die erste Säule mit der obligatorischen
Grundversicherung umfasst bei eingeschränkter Arztwahl nur noch existenziell
notwendige Leistungen; in der zweiten Säule, welche eine Aufnahmepflicht für die
Versicherer vorsieht, können zusätzliche Leistungen bei freier Arztwahl versichert
werden; die dritte Säule ist den bisherigen auf dem Privatversicherungsrecht
beruhenden Zusatzversicherungen vorbehalten. Mit diesem Modell hofft die SVP, 20%
der Prämienkosten einzusparen. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.01.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung vom Januar beschlossen die Christlichdemokraten
mit lediglich einer Gegenstimme die Ja-Parole zur UNO-Beitrittsinitiative; die
Volksinitiative zur 36-Stunden-Woche hatte der Vorstand zur Ablehnung empfohlen.
Nach einer engagierten Diskussion verabschiedeten die Delegierten mit 143:66 Stimmen
eine Resolution, welche die Erweiterung des bundesrätlichen Gegenvorschlags zur
Avanti-Initiative verlangte. Der Urner Ständerat Hansueli Stalder, der unterstützt von
der Jungen CVP den Verzicht auf die zweite Gotthardröhre gefordert hatte, war zuvor
knapp unterlegen. Im Anschluss an die ordentliche Delegiertenversammlung führte die
CVP mit einer Soirée des Délégués ein Polit-Happening mit kulinarisch-kulturellem
Programm nach dem Vorbild der US-amerikanischen Parteitage durch, das gemäss
Generalsekretär Reto Nause den inneren Zusammenhalt der Partei unterstreichen soll. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.01.2002
MAGDALENA BERNATH

An der ersten Delegiertenversammlung der CVP im neuen Jahr verteidigte der noch bis
Februar amtierende Parteipräsident Philipp Stähelin das Vorgehen der Fraktion bei der
Bundesratswahl. Die Unzufriedenheit über dieses von der Parteileitung nicht eigens
traktandierte Thema war offensichtlich. Gemäss der früheren Luzerner Nationalrätin
Judith Stamm sei nicht klar, wie das Wahlgeschäft wirklich verlaufen sei, es hätte
Möglichkeiten für einen anderen Ausgang gegeben. Mit 159:79 Stimmen lehnten die
Christlichdemokraten gegen das Votum von Bundesrat Joseph Deiss den
Gegenvorschlag zur Avanti-Vorlage ab, beschlossen mit 174:24 Stimmen die Nein-Parole
zur Verwahrungsinitiative und empfahlen mit 125:22 Stimmen die Mietrechtsrevision
zur Annahme. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.01.2004
MAGDALENA BERNATH

An der Delegiertenversammlung in Schaffhausen von Mitte Juni zog Parteipräsident
Hans-Jürg Fehr eine erste, positive Bilanz: Die SP schaffe es nicht nur, bei den Wahlen
zuzulegen, so in St. Gallen, Schwyz und im Tessin, sondern auch, mit dem Volks-Nein zur
Avanti-Strassenbauvorlage, zur AHV-Revision und zum Steuerpaket Abstimmungen von
richtungsweisender Bedeutung zu gewinnen. Diese Erfolge zeigten, dass die unter dem
Diktat der SVP stehende bürgerliche Koalition nicht mehrheitsfähig sei und dass man
weder gegen die SP noch ohne sie regieren könne, sondern nur mit ihr. Zu allen im
September zur Abstimmung gelangenden Vorlagen gaben die Delegierten die Ja-Parole
heraus, zum Mutterschaftsurlaub und zu den Einbürgerungsvorlagen einstimmig und
diskussionslos, zur Volksinitiative „Postdienste für alle“ mit wenigen Nein-Stimmen.
Ausserdem verabschiedeten sie eine Resolution, die den Verzicht auf den Bau eines
neuen AKW und auf die Planung von Atommülldeponien verlangt. Bundesrat Moritz
Leuenberger hielt ein neues AKW aufgrund der Referendumshürde für unrealistisch,
mahnte aber, sich nicht gegen ein Endlager zu stellen. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.06.2004
MAGDALENA BERNATH
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Insbesondere bei den Abstimmungsvorlagen, die am 3. März des Berichtjahrs an die
Urne gelangten, tat sich die FDP schwer mit der Parolenfassung. Umstritten waren
dabei nicht nur der Familienartikel, sondern auch die Beschlussfassung zum revidierten
Raumplanungsgesetz (RPG). Die Nein-Parole zur Festschreibung eines Artikels zur
Familienpolitik in der Verfassung war von der Präsidentenkonferenz gefällt worden, was
nicht nur parteiintern Protest auslöste, sondern auch zu abweichenden Empfehlungen
der FDP-Frauen und nicht weniger als sechs Kantonalsektionen führte: Ein Ja
empfahlen die FDP-Sektionen der Romandie (GE, JU, NE, VD) sowie des Kantons Bern,
während sich die FDP-Kantonalsektion Basel-Stadt für Stimmfreigabe entschloss. Das
an der Delegiertenversammlung in Zürich Anfang Februar nur relativ knapp mit 185 zu
85 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zustande gekommene Nein zum RPG, die abweichende
Ja-Empfehlung der FDP-Frauen und die vier abweichenden Kantonalsektionen (AG, BE,
LU, NE) waren Indikatoren für die parteiinterne Umstrittenheit in der
Raumplanungspolitik. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war die Angst vor der
extremeren Landschaftsinitiative, die bei einem Nein zum RPG an die Urne gekommen
wäre. Bereits im Oktober des Vorjahres hatte sich der Freisinn mit 236 zu 8 Stimmen
bei drei Enthaltungen gegen die Abzockerinitiative ausgesprochen. Hier wich die
Sektion des Kantons Tessin ab, die ein Ja empfahl. In zwei der erwähnten drei
umstrittenen Vorlagen traf die FDP mit ihrer Parole nicht die Mehrheitsmeinung (RPG,
Abzocker). Dies passierte ihr bei den restlichen acht Vorlagen nur noch bei ihrer Ja-
Empfehlung zur Erhöhung der Gebühr für die Autobahnvignette, die nach einer hitzigen
Debatte Mitte Oktober in Genf mit 110 zu 58 Stimmen beschlossen wurde – gegen das
vorgebrachte Argument, es handle sich um eine Zweckentfremdung fiskalischer
Einnahmen aus dem Strassenverkehr. Die junge FDP beschloss hierzu auf Opposition
zur Mutterpartei zu machen und ein Nein zu empfehlen. Bei den restlichen sieben
Vorlagen traf die FDP mit ihrer parteiintern unbestrittenen Empfehlung jeweils den
Mehrheitswillen der Stimmbevölkerung. Das Nein zur Initiative für eine Volkswahl des
Bundesrates kam mit 198 zu 5 Stimmen zustande und das Ja zur Asylgesetzrevision
wurde mit 207 zu einer Stimme an der Delegiertenversammlung im Mai in Baden
gefasst. Ebenso deutlich waren die Abfuhren der GSoA-Initiative zur Abschaffung der
Wehrpflicht (213 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen) und der 1:12-Initiative (201 zu 1
Stimme). Die Revision des Arbeitsgesetzes wurde einstimmig zur Annahme empfohlen.
Während diese drei Vorlagen an der Delegiertenversammlung Ende August in Thun
diskutiert wurden, beschloss die Präsidentenkonferenz bereits vorher das Ja zum
Epidemiengesetz. Neben dem Beschluss zur Autobahnvignette wurde an der
Delegiertenversammlung in Genf Mitte Oktober mit 146 zu 8 Stimmen auch ein
deutliches Nein gegen die SVP-Familieninitiative beschlossen – Parteipräsident Müller
bezeichnete das Begehren als Unsinn, der kein Privileg der Linken sei. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.2013
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Konkretes mit Utopischem verknüpfen wollte die PdA in ihrer Wahlplattform «Zehn
Notwendigkeiten für eine solidarische und fortschrittliche Schweiz». Darin stellt sie die
gesellschaftliche Verteilung der Arbeit in Frage und postuliert längerfristig die
Einführung der 32-Stundenwoche ohne Kürzung der Löhne. Weiter fordert sie eine
allgemeine Sozialversicherung, die mit Lohnprozenten finanziert wird und sowohl AHV
wie auch Kranken- und Arbeitslosenversicherung beinhaltet. Klar sprach sich die Partei
für einen raschen EU-Beitritt aus. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.06.1995
EVA MÜLLER

Ihre Wahlplattform stellten die Grünen unter das Schwerpunktthema ökologische
Wirtschafts- und Steuerreform, wonach Energie statt Arbeit zu besteuern sei. Die
Einführung einer Energiesteuer zur Finanzierung des Sozialbereiches, welche im 2. Teil
einer Doppelinitiative angestrebt wird, verabschiedete die Partei ebenso diskussionslos
wie die Forderungen nach einer wirksamen CO2-Abgabe, keinem weiteren Ausbau der
Autobahnen, dem Ausstieg aus der Atomenergie und dem Verbot der Freisetzung
gentechnisch veränderter Organismen. Neu wehren sich die Grünen nicht mehr gegen
jegliches Wirtschaftswachstum, sondern sie fordern dessen Gestaltung mit
umweltgerechten Innovationen. Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit schlug die Partei
ein Bonus-Malus-System vor, gemäss welchem Arbeitgeber, die Teilzeitarbeit fördern,
beispielsweise mit einer Reduktion des Arbeitslosenversicherungs-Beitrags belohnt
würden. Für das neue Jahrtausend soll gemäss den Grünen die 30-Stunden-Woche zum
Normalfall werden. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.09.1995
EVA MÜLLER
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Die PdA trug das Referendum gegen das revidierte Arbeitsgesetz aktiv mit und sagte
damit einer «ultraliberalen Wirtschaftspolitik» den Kampf an. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.04.1996
EVA MÜLLER

Die Parolen der PdA deckten sich mit jenen der SP, mit Ausnahme der Volksinitiative
des Gewerkschaftsbundes "für eine kürzere Arbeitszeit", welche die PdA zur Ablehnung
empfahl, da die Initiative auch eine gewisse Flexibilisierung (Jahresarbeitszeiten)
einführen wollte. In den Parlamentswahlen in den Kantonen Waadt (12) und Jura (1)
konnte die PdA ihre Mandate halten.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst gaben die Delegierten der GP in Stans (NW) einstimmig die Ja-Parole zum
von ihnen mit lancierten Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft heraus.
Parteipräsidentin Ruth Genner (ZH) äusserte die Hoffnung, das erstmalige Bündnis mit
dem schweizerischen Bauernverband bilde den Anfang einer erfolgreichen
ökologischen Ausrichtung der schweizerischen Landwirtschaftspolitik. Mit 82:7
Stimmen bei zehn Enthaltungen empfahlen die Grünen nach engagierter Diskussion die
Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten in Bahnhöfen zur Ablehnung. In einer
Resolution forderten sie Bundesrat und Parlament auf, die Lex Koller nicht aufzuheben,
ohne Schutzmassnahmen zu ergreifen; die Möglichkeit für Personen mit Wohnsitz im
Ausland, uneingeschränkt Grundstücke zu erwerben, werde zu einer starken Zunahme
von Wochenendhäusern und Zweitwohnungen führen, was sich katastrophal auf die
Landwirtschaft, die Umwelt und die Wirtschaft in den Tourismusregionen auswirke. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Liberale Parteien

Im Legislaturprogramm äusserte sich die LP auch zugunsten einer raschen
Parlamentsreform, für die Anhebung des Rentenalters für Frauen auf 65 Jahre und für
die Förderung des Wohneigentums. Im Bereich der. Verkehrs- und Umweltpolitik
forderte Nationalrat und Transportunternehmer Friderici (VD) die rasche Fertigstellung
des Autobahnnetzes sowie die Erhöhung der Gewichtslimite von 28 auf 40 Tonnen für
Lastwagen. Die Probleme im Asylbereich könnten gemäss den Liberalen durch eine
Kontingentierung der Asylbewerber gelindert werden. Auch die Zauberformel wurde in
Frage gestellt; gemäss den Liberalen sollten die Sozialdemokraten aus der Regierung
austreten, um der Exekutive mehr Effizienz zu verleihen. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu den eidgenössischen Abstimmungen gab die LP mit Ausnahme von drei Vorlagen
dieselben Parolen wie die FDP heraus. Die Ausnahmen betrafen die SD-Initiative für
einen arbeitsfreien Bundesfeiertag, den Mehrwertsteuersatz von 6,5% und die
Möglichkeit, diesen Steuersatz zugunsten der AHV um 1 % zu erhöhen, welche sie
allesamt ablehnte. Der Beitrag zur Sanierung der Bundesfinanzen und die rasche
Fertigstellung des Nationalstrassennetzes – insbesondere in der Romandie –
überzeugten die Delegierten von der Ja-Parole für die die Treibstoffzollerhöhung,
welche mit 67 zu 35 Stimmen gefasst wurde. 17

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Konservative und Rechte Parteien

Neben Gewerkschaften, SP, Grünen und EVP trug auch die EDU das Referendum gegen
das revidierte Arbeitsgesetz mit und sprach sich gegen «grenzenlose
Konsummöglichkeiten» und eine weitere «Sonntagsentheiligung» aus. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.1996
EVA MÜLLER

Die EVP trug das Referendum gegen das revidierte Arbeitsgesetz aktiv mit und wehrte
sich im Abstimmungskampf zusammen mit den Landeskirchen insbesondere vehement
gegen die Lockerung des Sonntagsarbeitsverbots. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.11.1996
EVA MÜLLER
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Anfang Januar wählte die EVP in Riehen (BL) Joël Blunier zum neuen, vollamtlichen
Generalsekretär. Blunier, zuvor wissenschaftlicher Mitarbeiter der EVP Schweiz, trat
die Nachfolge von Daniel Reuter an. Ausserdem sprachen sich die Delegierten für den
UNO-Beitritt der Schweiz aus. Der Zentralvorstand lehnte die Initiative "für eine kürzere
Arbeitszeit" ab. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

In der Volksabstimmung vom 1. Dezember über die Revision des Arbeitsgesetzes sahen
die Arbeitgeber eine Nagelprobe für die Bereitschaft der Schweizer Bürgerinnen und
Bürger, sich an die neuen Gegebenheiten eines globalisierten Marktes anzupassen.
Gross war denn auch die Enttäuschung, als die von Gewerkschaften, der politischen
Linken und den Kirchen angeführte Opposition gegen eine Lockerung der
Arbeitszeitbestimmungen eine deutliche Mehrheit hinter sich sammeln konnte. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.12.1996
HANS HIRTER

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Von den sechs Volksinitiativen, über die 1990 abgestimmt wurde, fanden zwei («Stopp
dem Beton» und «Kleeblatt-N5») beim SGB keine Unterstützung. Den
Verfassungsartikel zur Energiepolitik empfahl er zur Annahme, die drei mit Referenden
bekämpften Gesetzesrevisionen (Rebbau, Bundesgericht und Strassenverkehrsgesetz)
zur Ablehnung. Die Parolen des CNG deckten sich weitgehend mit denen des SGB. Der
einzige Unterschied bestand darin, dass er alle drei Kleeblattinitiativen (also auch den
Verzicht auf die N5) unterstützte. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.09.1990
HANS HIRTER

Als wichtigste Rezepte gegen die Arbeitslosigkeit pries der Schweizerische
Gewerkschaftsbund (SGB) kurzfristig staatliche Konjunkturspritzen (wie zum Beispiel
das vom Parlament beschlossene Impulsprogramm) und langfristig eine ausgebaute
Weiterbildung sowie radikale Arbeitszeitverkürzungen an. Bemerkenswert war, dass
bei letzteren die Gewerkschaftsspitze auch die Inkaufnahme eines Reallohnabbaus –
zumindest für mittlere und obere Lohnkategorien – nicht ausschloss. In der Realität
mussten die Gewerkschaften allerdings Verträge akzeptieren, welche in eine andere
Richtung zeigten. 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.03.1993
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) gab zu Jahresbeginn bekannt, dass er die
generelle Verkürzung der Arbeitszeit zu seiner Hauptforderung machen werde. Er sah
darin insbesondere auch ein Mittel, um die Wirtschaftsrezession zu überwinden und
die Zahl der Beschäftigten zu erhöhen. Die Arbeitszeitreduktion solle sowohl im
Zentrum der Verhandlungen über neue Gesamtarbeitsverträge stehen als auch mit
einer Volksinitiative erkämpft werden. Einen Vorentwurf für diese geplante Initiative
gab der SGB in die verbandsinterne Konsultation. Das Projekt sieht vor, die gesetzliche
Höchstarbeitszeit schrittweise auf 37 Wochenstunden zu beschränken. Der SMUV
folgte der Empfehlung des SGB und erklärte zum Auftakt der Verhandlungen über den
neuen Gesamtarbeitsvertrag in der Maschinenindustrie eine Arbeitszeitreduktion um
10% ohne Lohneinbusse zu seiner Hauptforderung. Als Gegenleistung offerierte er sein
Einverständnis zu einer Flexibilisierung der Arbeitszeit, welche den Unternehmen
innerhalb einer fixen Jahreshöchstarbeitszeit mehr Spielraum für unregelmässige
Wochenarbeitszeiten lassen würde. 24

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.01.1997
HANS HIRTER

Der Präsident des Christlichnationalen Gewerkschaftsbunds (CNG), Hugo Fasel (csp,
FR), kündigte ebenfalls politische Vorstösse für eine Arbeitszeitreduktion an. Die vom
SGB geplante Volksinitiative beurteilte er allerdings als zu starr; er forderte stattdessen,
eine Arbeitszeitreduktion mit der Realisierung von neuen Arbeitszeitmodellen zu
verknüpfen. Die Delegiertenversammlung der CNG unterstützte den Vorstand in seiner
Absicht, sich nicht an der SGB-Initiative zu beteiligen, sondern einen eigenen
Initiativtext auszuarbeiten. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.11.1997
HANS HIRTER
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Einen, allerdings auf niedriger Flamme gehaltenen Konflikt erlebte der SGB bei der
Beurteilung der Zweitauflage des von ihm 1996 erfolgreich bekämpften Arbeitsgesetzes.
Das von der Gewerkschaft Druck und Papier (GDP) zusammen mit Westschweizer
Gewerkschaftern (unter anderem der Waadtländer Gewerkschaftsbund) lancierte
Referendum unterstützte er nicht, da in den parlamentarischen Verhandlungen mit der
Erfüllung der beiden Hauptforderungen (Zeitzuschläge und Sonntagsarbeitverbot) das
Maximum herausgeholt worden sei. Zuhanden der Volksabstimmung gab er – wie auch
die SP und der CNG – die Ja-Parole aus, während die GDP zusammen mit der PdA für
eine Ablehnung warb.

Der SGB lancierte zusammen mit der SP zwar einige Volksinitiativen, marschierte aber
bei der Parolenfassung für Volksabstimmung nicht immer im Gleichschritt mit den
Sozialdemokraten. Bei der von der SP unterstützten Genschutz-Initiative hatte der
grösste Teilverband, die GBI, welche auch die Interessen der Chemieangestellten
vertritt, die Nein-Parole beschlossen. Im SGB war zwar in einer Eventualabstimmung
eine Mehrheit der Delegierten für eine Unterstützung der Initiative, schliesslich setzte
sich aber die Stimmfreigabe durch. Zu der von der SP mitgetragenen S.o.S.-Initiative für
eine Abschaffung der präventiven Polizei gab der SGB keine Abstimmungsparole heraus,
und zu der von der SP unterstützten «Droleg»-Initiative gab er die Stimme frei. Einig
mit der SP war man sich hingegen bei der Unterstützung der beiden Referenden gegen
das revidierte Asylgesetz und die dazu gehörenden dringlichen Massnahmen. 26

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.08.1998
HANS HIRTER

Verkehr

Obwohl sie bei der Volksabstimmung über die Alpen-Initiative - welche unter anderem
ein Verbot für den Bau und Ausbau alpenquerender Transitstrassen in die Verfassung
festschrieb - eine Niederlage einstecken mussten, gingen der TCS und der ACS in die
verkehrspolitische Offensive. Beide forderten den Ausbau des Autobahnnetzes und
dabei insbesondere den Bau einer zweiten Tunnelröhre durch den Gotthard sowie die
Verbreiterung der N1 zwischen Bern und Zürich auf sechs Spuren. Der TCS kündigte
dazu die Lancierung einer Volksinitiative an. 27

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.07.1994
HANS HIRTER
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